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 ↘ STEUERTERMINE
Fälligkeit:
• USt, LSt = 10.7.2015

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):
• USt, LSt = 13.7.2015

Scheckzahlungen:
Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

 ↘BEITRÄGE SOZIALVERSICHERUNG

Fälligkeit Beiträge 7/2015 = 29.7.2015

 ↘ VERBRAUCHERPREISINDEX
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

4/14 9/14 12/14 4/15
+ 1,3 % + 0,8 % + 0,2 % + 0,4 %

Für Unternehmer

Zugriff auf Kassendaten von Einzelunternehmen 
während einer Betriebsprüfung

| Verwenden Einzelhändler eine PC-Kasse, die detaillierte Informationen zu den 
einzelnen Barverkäufen aufzeichnet und diese dauerhaft speichert, kann der Be-
triebsprüfer im Rahmen einer Außenprüfung auch auf die Kasseneinzeldaten zu-
greifen. Dies hat der Bundesfinanzhof in drei zu Apotheken ergangenen Urteilen 
entschieden. |

◼◼ Sachverhalt

In einem der Streitfälle nutzte eine 
buchführungspflichtige Apotheke ein 
speziell für Apotheken entwickeltes 
PC-gestütztes Erlöserfassungssystem 
mit integrierter Warenwirtschaftsver-
waltung. Die Tageseinnahmen wurden 
über modulare PC-Registrierkassen 
erfasst, dann durch Tagesendsum-
menbons ausgewertet und als Summe 
in ein manuell geführtes Kassenbuch 
eingetragen. 

Bei einer Außenprüfung verweigerte 
das Unternehmen dem Prüfer den Da-
tenzugriff auf die Einzeldokumentation 
der Warenverkäufe, weil es nicht zu 
Einzelaufzeichnungen verpflichtet sei. 
Dies sah der Bundesfinanzhof aller-
dings anders.

Für bare Kasseneinnahmen hatte der 
Bundesfinanzhof in einer Entscheidung 

aus 1966 klargestellt, dass der nach 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung (GoB) aufzeichnungs-
pflichtige Geschäftsvorfall nicht nur der 
am Tagesende insgesamt vereinnahmte 
Betrag (Tageslosung) ist. Gleichzeitig 
hatte er aber auch angeführt, dass die 
GoB nur eine Einzelaufzeichnung der 
Kassenvorgänge im Rahmen des nach 
Art und Umfang des Geschäftes Zumut-
baren verlangen. 

Demzufolge hatte der Bundesfinanzhof 
die Einzelaufzeichnungspflicht für Ein-
zelhandelsgeschäfte – in Unterneh-
men, in denen Waren von geringem 
Wert an eine unbestimmte Vielzahl 
nicht bekannter und auch nicht fest-
stellbarer Personen verkauft werden – 
dahingehend eingeschränkt, dass die 
baren Betriebseinnahmen grundsätz-
lich nicht einzeln aufgezeichnet wer-
den müssen.

Wer aber, so der Bundesfinanzhof in den 
aktuellen Urteilen, ein Kassensystem 
benutzt, das alle Kassenvorgänge ein-
zeln aufzeichnet und speichert, der ver-
zichtet auf diese Erleichterung und kann 
sich nachträglich nicht mehr auf die Un-
zumutbarkeit der Aufzeichnungsver-
pflichtung berufen. Der Betriebsprüfer 
kann dann bei einer Außenprüfung auf 
die Kasseneinzeldaten zugreifen.
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Praxishinweise

Besteht das Datenzugriffsrecht, ist in-
des zu prüfen, ob die Anforderung im 
Einzelfall ermessensgerecht ist. Da 
vorliegend keine Ermessensfehler gel-
tend gemacht wurden, hat sich der 
Bundesfinanzhof hiermit nur am Rande 
beschäftigt und ausgeführt, dass hier-
für keine Anzeichen bestanden.

Zur Ermessensausübung ist aber auch 
auf ein Urteil des Finanzgerichts Müns-
ter hinzuweisen. Dort hatte der Außen-
prüfer die Daten des Warenwirtschafts-
systems auch in elektronisch aufbereite-
ter Form als Excel-Datei verlangt. Die 
Apothekeninhaberin setzte das Excel-
Programmmodul aber gar nicht ein. Das 
Finanzgericht wies das Verlangen daher 
als ermessenswidrig zurück.

Im Hinblick auf berufliche Verschwie-
genheitspflichten führt der Bundesfi-
nanzhof Folgendes aus: Soweit der 
Steuerpflichtige meint, einzelne Daten 
seien nicht steuerrelevant, muss er sie 
selektieren. Patientenbezogene Daten, 
deren Herausgabe er verweigern darf, 
muss er selbst entfernen. 

Ist das nicht möglich, kann der Steuer-
pflichtige den Zugriff nicht aus diesem  
Grund verweigern. Er trägt damit die 
Verantwortung und das Risiko, wenn 
steuer- und nicht steuerrelevante Daten 
vermengt sind.

Quelle | BFH-Urteile vom 16.12.2014, Az. X R 
42/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 176203; Az. 
X R 29/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 176197; 
Az. X R 47/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
176198; BFH-Urteil vom 12.5.1966, Az. IV 472/60; 
FG Münster, Urteil vom 7.11.2014, Az. 14 K 
2901/13 AO

Für Vermieter

Vorweggenommene Werbungskosten bei einem 
zunächst unbebauten Grundstück

| Ein Werbungskostenabzug ist grundsätzlich auch dann möglich, wenn zwischen 
dem Erwerb des Grundstücks und der Erzielung von Einnahmen mehrere Jahre 
verstreichen. Dies setzt jedoch voraus, dass der Steuerpflichtige auch in dieser Zeit 
die ernsthafte Absicht hat, das Objekt zu vermieten. Je länger die Zeitspanne zwi-
schen dem Beginn des Werbungskostenabzugs und der Einnahmenerzielung an-
dauert, desto größer werden regelmäßig die Zweifel an der Einkunftserzielungsab-
sicht, die der Steuerpflichtige nachweisen bzw. zumindest glaubhaft machen 
muss. Dies zeigt auch ein aktuelles Urteil des Finanzgerichts München. |

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall ging es um den Abzug von 
vorweggenommenen Werbungskosten 
für ein unbebautes, fremd finanziertes 
Grundstück, das in 2003 erworben 
wurde. In 2005 wurde ein Architektur-
büro mit einer Bauplanerstellung be-
auftragt, die jedoch aus Kostengrün-
den nicht umgesetzt wurde. In 2012 
wurde schließlich die Genehmigung 
zur Errichtung eines Neubaus erteilt, 
mit der 2013 begonnen wurde. Ab 2014 
erfolgte dann die Vermietung. 

Das Finanzamt und das Finanzgericht 
München versagten den Werbungskos-
tenabzug für die Streitjahre 2003 bis 
2010, da hier keine Einkünfteerzie-
lungsabsicht erkennbar gewesen sei. 
Die Argumentation des Steuerpflichti-
gen, es sei keine Bebauung in einem 
engen zeitlichen Zusammenhang mit 
dem Grundstückserwerb durchgeführt 
worden, weil er erst die Verbindlichkei-
ten für den Erwerb des Grundstücks 
überwiegend habe tilgen wollen, blieb 
ohne Erfolg.

Dass der Steuerpflichtige den Ent-
schluss, Einkünfte zu erzielen, endgül-
tig gefasst und (noch) nicht wieder auf-
gegeben hatte, kann erst im Jahr 2012 
angenommen werden, so das Finanz-
gericht München. Das Finanzgericht 
bemängelte in der Urteilsbegründung 
insbesondere, dass der Konzeptvor-
schlag aus 2005 lediglich eine mögliche 
Nutzung des Grundstücks skizzierte. 
Unterlagen über Bemühungen, diese 
Konzepte zu finanzieren und zu reali-
sieren, wurden vom Steuerpflichtigen 
nicht vorgelegt.

Hinweis | Inzwischen ist gegen das 
Urteil die Revision beim Bundesfinanz-
hof anhängig. Dieser wird u.a. klären 
müssen, welche Bedeutung ein vor-
sichtiges Finanzierungsverhalten hat, 
das eine Bebauung erst bei Tilgung des 
für den Erwerb des Grundstücks aufge-
nommenen Darlehens vorsieht.

Quelle | FG München, Urteil vom 24.7.2014, 
Az. 15 K 2527/12, Rev. BFH Az. IX R 9/15, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 144429

Für Unternehmer

Umsatzsteuerliche 
Behandlung des  
Sponsorings

| Bei der Frage, ob Sponsoringmaßnah-
men zu einem umsatzsteuerbaren Leis-
tungsaustausch führen, ist die jeweilige 
Fallkonstellation entscheidend. Das 
Bundesfinanzministerium hat seine 
Sichtweise aktuell ergänzt und äußert 
sich nun auch zur Behandlung des 
Sponsorings aus Sicht des Sponsors. |

Wenn der Zuwendungsempfänger (z.B. 
ein Fußballverein) auf Plakaten, in Ver-
anstaltungshinweisen, in Ausstellungs-
katalogen, auf seiner Internetseite oder 
in anderer Weise auf die Unterstützung 
des Sponsors lediglich hinweist, liegt 
kein umsatzsteuerbares Leistungsaus-
tauschverhältnis vor. 

Beachten Sie | Dieser Hinweis kann 
unter Verwendung des Namens, Emb-
lems oder Logos des Sponsors, jedoch 
ohne besondere Hervorhebung oder 
Verlinkung zu dessen Internetseiten, 
erfolgen. 

Dies gilt nach der jüngst vorgenomme-
nen Ergänzung der Finanzverwaltung 
auch dann, wenn der Sponsor auf seine 
Unterstützung in gleicher Art und Weise 
lediglich hinweist. Dagegen ist von ei-
ner Leistung des Zuwendungsempfän-
gers an den Sponsor auszugehen, wenn 
dem Sponsor das ausdrückliche Recht 
eingeräumt wird, die Sponsoringmaß-
nahme im Rahmen eigener Werbung zu 
vermarkten.

Praxishinweise

Es ergeben sich folgende Grundsätze:

 • Erfolgt die Sponsorenzahlung nicht 
im Leistungsaustausch, fällt keine 
Umsatzsteuer an. 

 • Liegt allerdings ein Leistungsaus-
tausch vor, wird grundsätzlich Um-
satzsteuer fällig. 

Es ist jedoch zu beachten, dass auch 
hier die Kleinunternehmerregelung 
gilt, wonach Umsatzsteuer beim Un-
terschreiten gewisser Umsatzgrenzen 
nicht erhoben wird.

Quelle | BMF-Schreiben vom 25.7.2014, Az. IV 
D 2 - S 7100/08/10007: 003, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 142580
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Für alle Steuerpflichtigen

Erleichterte Feststellung von Verlustvorträgen wirkt 
sich vor allem bei Berufsausbildungskosten aus 

| Ein verbleibender Verlustvortrag ist auch dann erstmals gesondert festzustellen, 
wenn ein Einkommensteuerbescheid für das Verlustentstehungsjahr wegen Ein-
tritts der Festsetzungsverjährung nicht mehr erlassen werden kann. Eine Bin-
dungswirkung des Einkommensteuerbescheids für die Feststellung des Verlust-
vortrags besteht nämlich dann nicht, wenn eine Einkommensteuerveranlagung gar 
nicht durchgeführt worden ist. Mit dieser Entscheidung hat der Bundesfinanzhof 
die Geltendmachung von Verlustvorträgen in zurückliegenden Jahren vereinfacht. |

Ausbildungskosten

Praktische Bedeutung hat dieses Urteil 
vor allem für Steuerpflichtige, die sich 
in einer Ausbildung befinden oder vor 
kurzem ihre Ausbildung abgeschlossen 
haben. Da regelmäßig keine bzw. nur 
geringe Einnahmen erzielt werden, füh-
ren Werbungskosten oftmals zu einem 
vortragsfähigen Verlust, der sich in den 
Jahren der Berufsausübung steuermin-
dernd auswirkt.

Nach derzeitiger Rechtslage sind Auf-
wendungen des Steuerpflichtigen für 
seine Berufsausbildung oder für sein 
Studium allerdings nur dann als Wer-
bungskosten abzugsfähig, wenn der 
Steuerpflichtige zuvor bereits eine 
Erstausbildung (Berufsausbildung oder 
Studium) abgeschlossen hat oder wenn 
die Berufsausbildung oder das Studium 
im Rahmen eines Dienstverhältnisses 
stattfindet. Anderenfalls werden nur 
(nicht vortragsfähige) Sonderausgaben 
bis zu 6.000 EUR pro Kalenderjahr aner-
kannt.

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
sind Berufsausbildungskosten beruf-
lich veranlasst und als Werbungskosten 
zu berücksichtigen. Demzufolge hat er 
dem Bundesverfassungsgericht die 
Frage vorgelegt, ob die gesetzliche Re-
gelung verfassungswidrig ist.

PRAXISHINWEIS | Wurde in der Ver-
gangenheit keine Einkommensteuerer-
klärung abgegeben und kann eine Ver-
anlagung wegen eingetretener Fest-
setzungsverjährung nicht mehr durch-
geführt werden, kann innerhalb der 
Verjährungsfrist für die Verlustfeststel-
lung diese noch beantragt werden. 
Sollte das Bundesverfassungsgericht 
die Verfassungswidrigkeit der gesetzli-
chen Regelung herausstellen, könnten 
auch Steuerpflichtige mit Erstausbil-
dungskosten profitieren.

Nichtanwendungsgesetz

Obwohl das aktuelle Urteil erst am 
29.4.2015 veröffentlicht wurde, ist be-
reits ein Nichtanwendungsgesetz im 
Gespräch. Danach soll ein Verlustfest-
stellungsbescheid nicht mehr ergehen 
dürfen, wenn für das Verlustentste-
hungsjahr kein Einkommensteuerbe-
scheid existiert und dieser wegen Fest-
setzungsverjährung auch nicht mehr 
erlassen werden kann. Diesen Vorschlag 
hat der Bundesrat in seiner Stellung-
nahme zum „Jahressteuergesetz 2016“ 
geäußert. Die weitere Entwicklung bleibt 
vorerst abzuwarten. 

Quelle | BFH-Urteil vom 13.1.2015, Az. IX R 
22/14, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 176530; Az. 
beim BVerfG u.a. Az. 2 BvL 23/14, Az. 2 BvL 
24/14; Bundesrat, Drs. 121/15 (B) vom 8.5.2015

Für Arbeitgeber

Kein zeitanteiliger Ansatz der Ein-Prozent-Regelung

| Bei der Besteuerung des geldwerten Vorteils aus der Privatnutzung eines Dienst-
wagens gilt die Ein-Prozent-Regelung auch dann für den vollen Kalendermonat, 
wenn der Wagen dem Arbeitnehmer im Kalendermonat nur zeitweise zur Verfü-
gung steht. Eine Aufteilung lehnte das Finanzgericht Baden-Württemberg ab. |

Die Monatswerte sind nur für volle Kalen-
dermonate nicht anzusetzen, in denen 
eine Privatnutzung oder eine Nutzung zu 
Fahrten zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte ausgeschlossen ist. 

Quelle | FG Baden-Württemberg, Urteil vom 
24.2.2015, Az. 6 K 2540/14, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 144285

Für alle Steuerpflichtigen

Privates Veräußerungs-
geschäft: Aufschiebende 
Bedingung verlängert 
10-Jahresfrist nicht

| Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs 
unterliegt der aufschiebend bedingte 
Verkauf eines Grundstücks innerhalb 
der gesetzlichen Veräußerungsfrist 
von zehn Jahren auch dann der Ein-
kommensteuer, wenn der Zeitpunkt des 
Eintritts der aufschiebenden Bedin-
gung außerhalb dieser Frist liegt. |

◼◼ Sachverhalt

Im Streitfall hatte der Steuerpflichtige 
mit Kaufvertrag vom 3.3.1998 ein be-
bautes Grundstück – eine Betriebsan-
lage einer Eisenbahn – erworben und 
dieses mit notariell beurkundetem 
Kaufvertrag vom 30.1.2008 wieder ver-
äußert. Der Vertrag wurde unter der 
aufschiebenden Bedingung geschlos-
sen, dass die zuständige Behörde die-
ses Grundstück von Bahnbetriebszwe-
cken freistellt. Eine solche Freistellung 
erteilte die Behörde am 10.12.2008. 

Strittig war nun, ob der Gewinn aus der 
Veräußerung des bebauten Grund-
stücks zu versteuern war, weil die Be-
dingung in Form der Entwidmung erst 
nach Ablauf der zehnjährigen Veräuße-
rungsfrist eingetreten war.

Zunächst ist festzuhalten, dass nach 
der ständigen Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs für die Berechnung 
des Zeitraums zwischen Anschaffung 
und Veräußerung grundsätzlich die 
Zeitpunkte maßgebend sind, in denen 
die obligatorischen Verträge abge-
schlossen wurden.

Darüber hinaus stellte der Bundesfi-
nanzhof heraus, dass für den Zeitpunkt 
der Veräußerung die beidseitige zivil-
rechtliche Bindungswirkung des 
Rechtsgeschäfts und nicht der Zeit-
punkt des Bedingungseintritts ent-
scheidend ist. Ab dem Vertragsschluss 
am 30.1.2008 bestand für keinen der 
Vertragspartner die Möglichkeit, sich 
einseitig von der Vereinbarung zu lösen. 
Demzufolge war die zehnjährige Veräu-
ßerungsfrist beim Verkauf des Grund-
stücks noch nicht abgelaufen.

Quelle | BFH-Urteil vom 10.2.2015, Az. IX R 
23/13, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 175927
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 ↘ HAFTUNGSAUSSCHLUSS
Der Inhalt des Rundschreibens ist nach 
bestem Wissen und Kenntnisstand 
 erstellt worden. Die Komplexität und der 
ständige Wandel der Rechtsmaterie ma-
chen es notwendig, Haftung und  Gewähr 
auszuschließen. Das Rundschreiben 
 ersetzt nicht die individuelle persönliche 
Beratung.

Für alle Steuerpflichtigen

Höchstbetrag von 1.250 EUR wird auch bei mehreren  
häuslichen Arbeitszimmern nur einmal gewährt

| Steht einem Steuerpflichtigen für seine betriebliche oder berufliche Tätigkeit kein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung, sind Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer bis zur Höhe von max. 1.250 EUR abzugsfähig. Sollten aus beruflichen 
Gründen zwei Wohnungen und zwei häusliche Arbeitszimmer unterhalten werden, 
gilt nach einer Entscheidung des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz nichts anderes. 
Das heißt, der Höchstbetrag wird auch in diesen Fällen nur einmal gewährt. |

Aufwendungen für ein häusliches Ar-
beitszimmer können nur dann unbe-
schränkt als Werbungskosten oder als 
Betriebsausgaben abgezogen werden, 
wenn das Arbeitszimmer den Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen und 
beruflichen Betätigung bildet. Dies war 
im Streitfall jedoch nicht der Fall, da 
der Steuerpflichtige seine Vortrags-
tätigkeit (Seminare, Fortbildungen etc.) 
außerhalb seines Arbeitszimmers 
durchführte. Somit kam nur der auf 
1.250 EUR beschränkte Höchstbetrag 
in Betracht. 

Dieser Höchstbetrag ist nach der Ent-
scheidung des Finanzgerichts Rhein-
land-Pfalz personen- und objektbezo-
gen auszulegen und kann daher auch 
bei mehreren Arbeitszimmern nur ein-
mal jährlich gewährt werden. Denn ein 
Steuerpflichtiger, so das Finanzgericht, 
kann zwei Arbeitszimmer niemals zeit-
gleich nutzen. 

PRAXISHINWEIS | Diese personen- 
und objektbezogene Sichtweise muss 
nicht per se negativ sein. So gewährt 
die Finanzverwaltung den Höchstbe-
trag von 1.250 EUR auch bei nicht 
ganzjähriger Nutzung des häuslichen 
Arbeitszimmers in voller Höhe.

Beachten Sie | Das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz hat die Revision zum 
Bundesfinanzhof ausdrücklich zuge-
lassen, da höchstrichterlich bisher 
noch nicht geklärt ist, ob für zwei paral-
lel genutzte Arbeitszimmer in verschie-
denen Hausständen jeweils Aufwen-
dungen in Höhe von 1.250 EUR als Wer-
bungskosten bzw. als Betriebsausga-
ben anzuerkennen sind.

Quelle | FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 
25.2.2015, Az. 2 K 1595/13, Rev. zugelassen, unter 
www.iww.de, Abruf-Nr. 144301; BMF-Schreiben 
vom 2.3.2011, Az. IV C 6 - S 2145/07/10002, Rz. 22

Für Unternehmer

Nur 7 % Umsatzsteuer 
auf zusammengestellte 
Lebensmittelboxen

| Versendet ein Unternehmen Kochbo-
xen mit originalverpackten Lebensmit-
teln und hierauf abgestimmten Kochre-
zepten, fällt für diese Lieferung nur der 
ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 % 
an. Dies hat das Finanzgericht Berlin-
Brandenburg klargestellt. |

◼◼ Sachverhalt

Ein Unternehmen hatte seine Kunden 
mit Lebensmittelsortimenten beliefert, 
die mengenmäßig so zusammenge-
stellt waren, dass sie anhand der bei-
gefügten und zusätzlich auch im Inter-
net abrufbaren Kochrezepte zubereitet 
werden konnten. Die Kunden konnten 
aus verschiedenen Sortimenten aus-
wählen, die Boxen zu einem bestimm-
ten Liefertermin bestellen oder auch 
ein Abonnement abschließen. Der Um-
satzsteuer-Sonderprüfer ging davon 
aus, dass das Unternehmen dem Re-
gelsteuersatz (19 %) zu unterwerfende 
sonstige Leistungen erbringe, da die 
Lieferung von Lebensmitteln durch die 
Vielzahl der anderen Dienstleistungen 
nicht mehr im Vordergrund stehe.

Diese Ansicht teilte das Finanzgericht 
nicht, da es sich bei der Zusammen-
stellung, Verpackung, Versendung und 
Portionierung um untergeordnete Ne-
benleistungen handelt. Dies gilt auch 
für die beigefügten Rezepte, denen an-
gesichts des möglichen kostenlosen 
Abrufs im Internet keine Exklusivität 
zukommt. Abgesehen davon wären die 
Rezepte Druckerzeugnisse, die ohnehin 
nur mit 7 % zu besteuern sind. 

Auch aus einer Gesamtbetrachtung er-
gibt sich nichts anderes, da die steuer-
begünstigte Lieferung der Lebensmittel 
im Vordergrund steht.

Quelle | FG Berlin-Brandenburg, Beschluss 
vom 22.1.2015, Az. 5 V 5260/14, unter www.iww.de, 
Abruf-Nr. 144438

Für alle Steuerpflichtigen

Kindergeld-Merkblätter für 2015 veröffentlicht

| Die Fachaufsicht über den Familienleistungsausgleich hat die Kindergeld-Merk-
blätter für 2015 herausgegeben (Mitteilung des Bundeszentralamts für Steuern 
vom 9.4.2015). Die Merkblätter sollen einen Überblick über den wesentlichen Inhalt 
der gesetzlichen Regelungen zum Kindergeldrecht geben und können unter www.
iww.de/sl1618 heruntergeladen werden. |

Für Arbeitnehmer

Auch Profifußballer können die Kosten für  
ein „Sky-Abo“ nicht steuerlich absetzen

| Ein Profifußballer kann die Kosten für das Bundesliga- und das Sportpaket des 
Pay-TV Senders Sky nicht als Werbungskosten absetzen. Das Argument der Spiel-
vorbereitung auf kommende Gegner überzeugte das Finanzgericht Münster nicht. |

Nach Ansicht des Finanzgerichts ist da-
von auszugehen, dass der angestellte 
Zweitligaspieler das „Sky-Abo“ nicht 
ausschließlich dazu genutzt hat, um 
sich auf Gegner in der 2. Bundesliga 
vorzubereiten, sondern auch, um sich 

andere Spiele aus privatem Interesse 
anzusehen. Eine Kostenaufteilung kam 
nicht in Betracht, da es an objektivier-
baren Kriterien fehlte.
Quelle | FG Münster, Urteil vom 24.3.2015, Az. 2 
K 3027/12 E, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 144304


